
Klima: EU will Neustart 
„Wir müssen zeigen, dass wir 
unsere ehrgeizigen Ziele nicht 
aufgegeben haben.“ Mit einem 
Appell zur Wiederbelebung der 
Klimaverhandlungen hat sich 
EU-Kommissionspräsident José 
Manuel Barroso an die EU-
Staats- und Regierungschefs 
gewandt. In seinem Schreiben 
bekräftigte er, dass die EU 
bereit ist, die CO2-Reduktion 
bis zu 30 Prozent aufzustocken, 
und mahnte die nächsten Etap-
pen zur Umsetzung der Klima-
ziele an. Bislang haben zwar 
rund 60 Staaten wie vereinbart 
ihre Klimaziele beim UN-Kli-
masekretariat eingereicht. 
Kritiker bemängeln aber, dass 
die Zusagen zu schwammig und 
nicht weitgehend genug seien. 
Barroso schreibt, ohne eine ge-
meinsame europäische Initiative 
seien keine höher gesteckten 
Ziele zu erreichen. Den Entwick-
lungsländern müssten die im 
Dezember auf dem Klimagipfel 
zugesagten Hilfen schnell zuge-
teilt werden. Die neue Kommis-
sarin für Klimapolitik, Connie 
Hedegaard, werde demnächst 
mit allen wichtigen Akteuren 
Gespräche führen. (vth)

Europäisches Jahr gegen Armut und soziale Ausgrenzung 2010

„Armut stoppen – gemeinsam handeln“ 

A k t u e l l

ndor warb dafür, Kinder 
aus bedürftigen Fami-

lien besser zu unterstützen. 
Am erfolgreichsten beim 
Kampf gegen Kinderar-
mut seien jene Länder, die 
Einkommensunterstützung 
mit einem besseren Zugang 
zu Arbeit und staatlichen 
Leistungen wie Kinderbe-
treuung, kostenlosen Mahl-
zeiten, Ganztagsschulen und 
außerschulischen Angeboten 
kombinierten. Ursula von der 
Leyen, Bundesministerin für 
Arbeit und Soziales, betonte zum Auftakt 
des Europäischen Jahres gegen Armut 
und soziale Ausgrenzung (EJ 2010) in 
Berlin, dass viele Menschen in unserem 

„wohlhabenden Land täglich 
spüren, dass sie an Grenzen 
stoßen. Über diese Hürden 
kommen sie nur hinweg, 
wenn andere helfen.“ 
	 In der EU sind rund 80 
Millionen Menschen akut 
armutsgefährdet. Als arm 
gelten in Deutschland laut 
Armuts- und Reichtumsbe-
richt der Bundesregierung 13 
bis 18 Prozent der Haushalte. 
Das Europäische Jahr gegen 
Armut und soziale Ausgren-
zung wurde von der EU-

Kommission ausgerufen, um europaweit 
auf die Situation von Bedürftigen und 
Ausgegrenzten aufmerksam zu machen 
und sie zu unterstützen. In Deutschland 

Sozialen Notlagen, Ausgrenzung und Diskriminierung, aber auch Wegen zur 
Minderung der Armutsrisiken mehr Aufmerksamkeit zu verschaffen – darin 
liegt der Sinn des Europäischen Jahres 2010. László Andor, EU-Kommissar 
für Beschäftigung, Soziales und Integration, sagte, um zu verhindern, dass 
Armut von einer zur nächsten Generation übertragen werde, sei eine frühe 
Intervention in Erziehung und Gesundheit von entscheidender Bedeutung. 
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Island ist offizieller Kandidat 
für die EU-Mitgliedschaft

„Armut stoppen – 
gemeinsam handeln“

COMENIUS-Schulpartner-
schaften

Ein von der EU und dem Bund, im Rahmen des 
EJ 2010, gefördertes Projekt ist das Berliner 
Kindertheater „Atze“. 
Szenenfoto aus der Aufführung 
des Stückes „Kletter-Ida“. 



treten als Botschafter Prominente 
aus Wissenschaft, Medien, Kunst, 
Sport und Kirchen für die Initiative 
ein, darunter auch der Schauspieler 
Dieter Pfaff. „Gewalt und Drogen 
bestimmen den Alltag vieler Ju-
gendlicher. Jugendliche brauchen 
mehr Chancen. Wir müssen etwas 
tun. Darum unterstütze ich das Eu-
ropäische Jahr gegen Armut und 
Ausgrenzung“, sagte Pfaff.

40 geförderte Projekte

Das Berliner Kindertheater „Atze“ 
(siehe Foto) macht aus dem Thema 

Armut ein The-
aterstück, das 
beim Zuschauer 
das Gefühl weckt 
„So könnte es 
mir auch ge-
hen“. Eine Wan-
derausstellung 
„Werkbank statt 
Parkbank“ zeigt 
die Sorgen von 
Obdachlosen. 
Ein Tanzperfor-
mance-Projekt 
bringt Menschen 

mit Behinderungen die Tanz- und 
Theaterwelt nahe. Insgesamt 40 
solcher Projekte hat das Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozi-
ales unter insgesamt 842 Bewer-
bungen ausgewählt. Sie sollen 
Zeichen setzen. Der Bund und die 
EU-Kommission fördern sie mit 

insgesamt 1,4 Millionen Euro.
Mit dem EJ 2010 soll die Arbeit 
der Wohlfahrtsverbände, der Be-
troffenenverbände und sonstiger 
Initiativen mehr öffentliche Aner-
kennung bekommen. Zusätzlich 
werden Unternehmen ermutigt, 
sich gesellschaftlich zu engagieren. 
Ziel des Jahres ist es, deutlich zu 
machen, das jeder Einzelne und die 
Gesellschaft insgesamt gewinnen, 
wenn soziale Ausgrenzung und Ar-
mutsrisiken verringert werden.

Motto „Mit neuem Mut“

Überall in Deutschland gibt es eine 
Vielzahl von Initiativen, die Unter-
stützung anbieten und Betroffenen 
Mut machen. Dazu zählen die Ak-
tionen von Kirchen, Stiftungen und 
Wohlfahrtsverbänden. „Unter den 
mehr als 800 Projektanträgen, mit 
denen sich solche Initiativen um 

eine Förderung im Rahmen des 
Europäischen Jahres beworben 
haben, gab es viele sehr gute, sehr 
mutige Ideen. Die Auswahl war 
wirklich schwer“, sagte von der 
Leyen. Im Blickfeld des EJ 2010 
stehen vor allem Alleinerziehen-
de, Langzeitarbeitslose, Menschen 
mit Migrationshintergrund oder 
Behinderungen. Zentrales Ziel des 
EJ 2010, das in Deutschland unter 
dem Motto „Mit neuem Mut“ steht, 
ist es, das Bewusstsein für Armut 
und soziale Ausgrenzung sowie die 
gesellschaftliche Verantwortung zu 
schärfen, und allen den Rücken zu 
stärken, die die Probleme im Alltag 
aktiv angehen. 
	 Das EJ 2010 wird von allen EU-
Mitgliedsländern sowie Norwegen 
und Island getragen. Es finden lan-
desweite und örtliche Veranstaltun-
gen und Aktivitäten statt, darunter 
Kampagnen zur Bewusstseinsför-
derung, Workshops und Informa-
tionsseminare in Schulen. Eigens 
produzierte Filme, Zeitschriften 
und andere Materialien sollen Be-
troffene über ihre Rechte und Mög-
lichkeiten informieren und den 
Bürgern vor Augen führen, wie 
sich Armut und Ausgrenzung auf 
ihre Sozialgemeinschaften auswir-
ken. (hb)

Ë www.2010againstpoverty.
     eu/index.html?langid=de
Ë www.mit-neuem-mut.de
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«Beim Kampf gegen 
die Kinderarmut 
müssen alle Seiten 
handeln.»

László Andor, EU-Kommissar 
für Beschäftigung, Soziales und 
Integration

Sonderpreis:  „EJ 2010 – Wege aus der Armut“

Im Rahmen des Europäischen Jahres zur Bekämpfung von 
Armut und sozialer Ausgrenzung stiftet das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales den Sonderpreis „EJ 2010 – Wege aus 
der Armut“. Gesucht werden Beiträge, die sich mit dem The-
ma auseinandersetzen und Wege aus Armut und Ausgrenzung 
aufzeigen. Volontärinnen und Volontäre sowie Schülerinnen 
und Schüler von Journalistenschulen und Medienakademien 
können Beiträge bis zum 31. März 2010 einreichen. Die Preis-
verleihung findet im November in Berlin statt.

Ë	www.mit-neuem-mut.de
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Thema der Woche Kurz und knappKurz und knapp

Wölfe in Sachsen
Der Freistaat Sachsen darf Landwirten eine Entschä-
digung für durch Wölfe verursachte Schäden zahlen. 
Die EU-Kommission hat dazu in dieser Woche grünes 
Licht gegeben. Für die Entschädigungszahlungen stehen 
insgesamt 200.000 Euro zur Verfügung, die Regelung 
läuft bis Ende 2013. Die Gewährung von Ausgleichs-
zahlungen für durch Raubtiere verursachte Schäden war 
in den Beihilfevorschriften bisher nicht vorgesehen. Die 
Landwirte müssen allerdings Maßnahmen zum Schutz 
der Nutztiere getroffen haben, um einen Ausgleich er-
halten zu können. Die Regelung kann auch auf Schäden 
durch Luchse und Bären ausgeweitet werden.
Ë	http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.
	 do?reference=IP/10/187

Handelsverbot von 
Rotem Thun gefordert
Die EU-Kommission hat sich für ein Verbot des 
internationalen Handels mit dem vom Aussterben 
bedrohten Roten Thunfisch ausgesprochen. Der ent-
sprechende Vorschlag wird nun von den EU-Mitglied-
staaten beraten, damit die EU beim nächsten Treffen zu 
CITES (Washingtoner Artenschutzabkommen) Ende 
März in Doha am Persischen Golf einen gemeinsamen 
Standpunkt vertreten kann. Ursache für die Bestands-
bedrohung ist die vor allem aus Japan stammende 
Nachfrage. In Form von Sushi schätzen die Japaner den 
roten Thunfisch wie keine andere Nation und bringen 
ihn täglich in großen Mengen auf den Tisch. Sollte das 
internationale Handelsverbot in Kraft treten, wird die 
Kommission dafür sorgen, dass handwerkliche Fische-
reiunternehmen den regionalen EU-Markt mit begrenz-
ten Fängen aus den Gewässern der Mitgliedstaaten 
versorgen dürfen.
Ë	http://ec.europa.eu/environment/cites/home_
	 en.htm 

Zahl der Hotelübernachtungen 
gesunken
Die Zahl der Hotelübernachtungen in der EU27 ist 2009 
um 5,1 Prozent gegenüber 2008 zurückgegangen. Laut 
Eurostat verbrachten Reisende im letzten Jahr fast 1,5 
Milliarden Nächte in Herbergen und Hotels. Die Zahlen 
variieren für das Jahr 2009 von minus 23,3 Prozent in 
Lettland bis plus 0,1 Prozent in Schweden. Die meisten 
Übernachtungen zählten Spanien, Italien, Deutschland 
und Frankreich.
Ë	http://epp.eurostat.ec.europa.eu

Deutsche Unternehmensteuern 
auf dem Prüfstand
Die EU-Kommission nimmt eine Erleichterung im 
deutschen Steuerrecht für kriselnde Firmen unter die 
Lupe. Die sogenannte Sanierungsklausel ermöglicht 
es, angeschlagenen Unternehmen mit Aussicht auf 
Gesundung ihr steuerpflichtiges Einkommen künftiger 
Steuerjahre auch dann um frühere Verluste zu senken, 
wenn sich die Eigentümerstruktur deutlich geändert 
hat. Die Kommission wird nun förmlich prüfen, ob es 
sich dabei um eine Staatsbeihilfe handelt. Diese sind 
nur in genau festgelegten Fällen erlaubt. Ursprünglich 
sollte die Klausel Ende 2009 auslaufen. Sie wurde dann 
jedoch von der Bundesregierung in eine dauerhafte 
Maßnahme umgewandelt. 
Ë	http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.
	 do?reference=IP/10/180

	

 M e l d u n g  d e r  W o c h e  + + + 

EU-Kommission will 
Frontex stärken

Die EU-Mitgliedstaaten 
sollen der europäischen 
Grenzschutzagentur 
Frontex mehr Ausrüstung 
und Personal zur Ver-
fügung stellen. Frontex 
soll damit in die Lage 
versetzt werden, Einsätze 
von Grenzpatrouillen ge-

meinsam mit den Mitgliedstaaten zu leiten, und die 
Möglichkeit erhalten, Drittländer technisch zu unter-
stützen. Die EU-Kommission will so die Agentur mit 
Sitz in Warschau stärken und die Zusammenarbeit 
mit den EU-Mitgliedstaaten fördern. Alle Grenz-
schutzbeamten, die an Einsätzen teilnehmen, müssen 
außerdem zum Thema Grundrechte geschult sein. 
So soll garantiert werden, dass im Umgang mit allen 
Einwanderern die Grundrechte und insbesondere der 
Grundsatz der Nichtzurückweisung stets gewahrt 
bleiben. „Wir werden damit die irreguläre Einwan-
derung und den Menschenhandel besser bewältigen 
können“, sagte die EU-Kommissarin für innere An-
gelegenheiten Cecilia Malmström. Das Europäische 
Parlament und der Rat müssen dem Vorschlag der 
EU-Kommission noch zustimmen. 

Ë	www.frontex.europa.eu	



ie EU-Kommission hat am 
Mittwoch ihre Stellungnahme 

zu dem Beitrittsgesuch Islands vor-
gelegt und die Aufnahme von Ver-
handlungen empfohlen. Aufgrund 
dieser Stellungnahme muss nun 
der Rat der Europäischen Union 
entscheiden, ob Beitrittsverhand-
lungen mit Island aufgenommen 
werden. Die Inselrepublik unter-
hält jetzt schon enge Beziehungen 
zur EU. Als Mitglied des Europä-
ischen Wirtschaftsraums ist sie in 
den EU-Binnenmarkt eingebunden 
und hat bereits viele EU-Rechts-
vorschriften übernommen. Island 
gehört zum Schengen-Raum, in 
dem es keine Passkontrollen mehr 
gibt, und ist Gründungsmitglied 
der NATO.
	 Die im Nordatlantik liegende 
Insel ist etwa so groß wie Bayern 
und Baden-Württemberg zusam-
men. Die meisten der 320.000 
Einwohner leben in Städten an der 

Küste, knapp 120.000 davon in der 
Hauptstadt Reykjavik. Island liegt 
zwischen der nordamerikanischen 
und der eurasischen Platte, die 
sich zentimeterweise bewegen, 
so dass ständig geschmolzenes 
Gesteinsmaterial aus dem Erdin-
neren frei wird. Geysire zeigen 
an, wo heißes Magma das Wasser 
unterirdisch zum Kochen bringt. 

leichzeitig bedecken Glet-
scher mehr als zehn Prozent 

der Landesfläche, darunter der 
Gletscher mit dem größten Eisvo-
lumen Europas, der Vatnajökull. 
Seine Eiskappe ist bis zu 1.000 
Meter dick. Wasserreichtum und 
die überall vorhandene geother-
male Wärme führen dazu, dass 
Island seinen Bedarf fast zu ein-
hundert Prozent aus erneuerbaren 
Energien decken kann. 
	 Island lebt vom Fischfang. 
40 Prozent des Wertes des islän-

dischen Warenexports stammen 
aus der Fischindustrie. Laut WTO 
beträgt das Einkommen aus der 
Fischerei mehr als 3.600 Dollar 
pro Kopf. Das ist 100 Mal mehr 
als der EU-Durchschnitt. Für Is-
land ist die Fischerei eine funda-
mentale Grundlage. Zum Brutto-
sozialprodukt tragen außerdem 
die Aluminiumverhüttung, der 
Tourismus und die Verarbeitung 
landwirtschaftlicher Produkte wie 
Wolle bei. 

Hart getroffen

	 Die Wirtschaftskrise hat die 
Inselrepublik hart getroffen. Im 
Oktober 2008 beschloss die is-
ländische Regierung die Verstaat-
lichung des gesamten Banken-
sektors. Neben der Abwendung 
eines drohenden Staatsbankrotts 
sollte durch diese Notmaßnahme 
eine weitere Abwertung der islän-

Gletscher und Geysire 

Island ist offizieller 
Kandidat für die 
EU-Mitgliedschaft
Knapp unterhalb des nördlichen Polar-
kreises liegt der flächenmäßig zweitgröß-
te Inselstaat 
Europas: 
Island, seit 
Mitte 2009 
ein chan-
cenreicher 
Beitrittskan-
didat der 
EU.  

D

im Fokus
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Ihr Land ist Schengen-Mitglied, gehört zum Europäischen Wirt-
schaftsraum und ist mit der EU vielfach verflochten – warum also 
noch Mitglied werden?
Es gibt drei grundsätzliche Motive. Erstens: Island ist ein Mitglied 
der europäischen Familie. Wir teilen die gleichen Werte: Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit und den Respekt der Menschenrechte. Zweitens: Die 
EU-Mitgliedschaft würde die isländische Sicherheit auf eine breitere 
Basis stellen und Europas gemeinsamen Sicherheitsinteressen im hohen 
Norden dienen. Dazu zählt auch die Sicherung der Umwelt, der Schutz 
vor Pandemien oder vor organisierter Kriminalität. Drittens: Die Bewer-
bung um die EU-Mitgliedschaft und eine spätere Einführung des Euros 
sind ein fundamentaler Bestandteil von Islands Strategie für wirtschaft-
liche Erholung. 
Umstritten scheinen vor allem die Fischereirechte zu sein – können 
Sie uns kurz erklären, worum es da geht? 
Island ist von den Ländern, die sich um eine EU-Mitgliedschaft bewor-
ben haben, das einzige, dessen Meeresressourcen das Rückgrat seiner 
Wirtschaft bilden. Wir unterstützen die generellen Ziele der Gemein-
samen Fischereipolitik (GFP) – die verantwortliche und nachhaltige 
Nutzung der marinen Ressourcen. Zugleich ist es kein Geheimnis, dass 
hier die größten Hindernisse für die EU-Mitgliedschaft liegen. Wir sind 
aber überzeugt, dass wir auch dafür Lösungen finden. 
Anfangs schien es ja, als ob die Isländer von der EU die Rettung aus der 
Finanzkrise erhofften. Jetzt gibt es Streit wegen Kreditrückzahlungen 
an England und an die Niederlande. Ist die Stimmung gekippt? 
Die Finanzkrise war ein politischer Katalysator, aber nicht der Haupt-
grund für unsere EU-Bestrebungen. Die Bewerbung ist ein Resultat von 
Diskussionen, die über Jahre geführt wurden, in denen die Zustimmung 
ständig gestiegen ist. Island ist der kleinste Währungsraum der Welt. Das 
war schon lange offenkundig.
Was erwarten die Isländer von der EU? Und was können die EU-
Länder von Island erwarten? 
Island hat Seite an Seite mit der EU gearbeitet, seit es 1970 Mitglied 
der Europäischen Freihandelszone (EFTA) geworden ist. Es ist nun zum 
nächsten Schritt bereit. Die EU würde mit Island ein zwar kleines, aber 
junges und dynamisches Mitgliedsland erhalten, das über eine entwickel-
te Wirtschaft mit starken Grundlagen verfügt.
Wie lange wird es dauern, bis Island tatsächlich EU-Mitglied ist? 
Nach Erfahrungen mit Ländern wie Schweden, Finnland oder Österreich 
könnten die Verhandlungen ein bis zwei Jahre dauern. Es steht viel auf 
dem Spiel und wir werden kein Kapitel der Verhandlungen abschließen, 
bevor wir nicht überzeugt sind, dass die Schlüsselinteressen für Island 
gewährleistet sind. Schließlich wird das Ergebnis dem isländischen Volk 
zur Abstimmung in einem Referendum vorgelegt.

dischen Krone verhindert werden. 
Nach dem Rücktritt ihres Vorgän-
gers im Januar 2009 übernahm 
die Sozialministerin Johanna Si-
gurdardottir die Regierungsge-
schäfte. Bei Neuwahlen im April 
vergangenen Jahres siegte sie mit 
ihrer Allianz und der Links-Grü-
nen Bewegung. Am 17. Juli 2009 
legte sie dem Europäischen Rat 
den Antrag auf Beitritt zur EU 
vor. 
	 Zwar befindet sich Island 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
in einer wirtschaftlichen Krise. 
Erfahrungen mit früheren Bei-
trittskandidaten zeigen jedoch, 
dass die Möglichkeit der EU-Mit-
gliedschaft und die dafür erfor-
derlichen Reformen zur Stabili-
sierung der Wirtschaft beitragen 
können. (vth)

Ë	http://ec.europa.eu/
	 enlargement/index_de.htm

Gletscher und Geysire 

Island ist offizieller 
Kandidat für die 
EU-Mitgliedschaft

im Fokusim Fokus
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„Ein kleines, aber junges 
und dynamisches Land“ 
Interview mit dem designierten Botschafter
von Island, Gunnar Snorri Gunnarsson
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ZUKUNFTSQUALIFIKATIONEN
Die erste Europäische Woche zu Berufsqualifi-
kationen in der Informations- und Kommunika-
tionstechnik („e-skills“) startet am 2. März 2010 
auf der CeBIT in Hannover. Bis zum 5.3.2010 
werden verschiedene Veranstaltungen in ganz 
Europa folgen. Der Abschluss-Kongress findet 
in Brüssel statt. Auf dem Programm stehen 
über 200 Tagungen, Online-Seminare, Besuche 
von Firmenchefs in Schulen und Workshops in 
zahlreichen europäischen Städten. Die von der 
EU-Kommission angeregte „e-skills“-Woche 
soll auf den steigenden Bedarf an Fachleuten 
der Informations- und Kommunikationstechnik 
aufmerksam machen und über die vielfältigen 
Möglichkeiten informieren, die sich in diesem 
Berufsfeld bieten.

Ë  http://eskills-week.ec.europa.eu

VERANSTALTUNG

TV-SPOT

Jugend denkt um.welt
Im Berliner Naturkundemuseum wandert eine Familie von Raum zu 
Raum durch die Abteilung für Frühgeschichte. Unter jedem Tierskelett 
findet sie das Schild „Ausgestorben wegen Klimawandel“. Plötzlich 
sehen sie sich selbst ausgestopft auf einem Sofa, darunter der Hin-
weis „Ausgestorben wegen Ignoranz“. Der Berliner Kurzfilm ist Teil des 
Projekts „Jugend denkt um.welt“, einer Initiative von 30 Jugendlichen 
zwischen 14 und 18 Jahren, bei dem Angela Merkel die Schirmherr-
schaft übernahm. Die Initiative will mit ihren Spots und Ideen die 
Menschen beim Thema Klimawandel aufrütteln und sie zum Handeln 
auffordern. Die Idee zu dem Spot, der im Fernsehen und im Kino zu 
sehen sein wird, entstand auf dem Europäischen Jugend-Klimagipfel, 
der im Januar 2009 in Berlin stattfand.

Ë www.jugend-denkt-umwelt.de/

Jugenddemokratiepreis
Zum zweiten Mal vergibt die Bundeszentrale für politische Bildung den 
Jugenddemokratiepreis. Mit dem Preis soll ein Projekt ausgezeichnet 
werden, das sich in herausragender Weise für Demokratie oder die 
Demokratisierung in Europa einsetzt. Bewerbungen können in deutscher 
oder englischer Sprache bis zum 15. April 2010 eingereicht werden. 
Die feierliche Preisverleihung findet am 20. Mai in Bonn im Rahmen der 
Preisverleihung des Internationalen Demokratiepreises statt.

Ë  www1.bpb.de/veranstaltungen/SJM1TQ,0,
      Jugenddemokratiepreis.html

POSTERWETTBEWERB

Jazzfestival
Im Rahmen der spanischen 
Ratspräsidentschaft findet 
in Madrid vom 26. Februar 
bis zum 26. Juni 2010 das 
Festival „Eurojazz 2010“ 
statt. Veranstaltungsorte 
sind der „San Juan Evan-
gelista Music and Jazz 
Club“ und das „Reina Sofía 
National Museum and Art Centre“. Unter 
anderem werden der italienische Pianist 
Stefano Bollani, der junge deutsche Trom-
peter Nils Wolgram und der französische 
Saxophonist Louis Sclavis erwartet. 

Ë  http://www.eu2010.es/en/

PUBLIKATION 

Europa kommunal
Die aktuelle Ausgabe der 
Zeitschrift „Europa kom-
munal“ stellt ausführlich die 
neue EU-Kommission vor. 
Weitere Themen sind unter 
anderem das „Europäische 
Jahr gegen Armut und so-
ziale Ausgrenzung“ und die 
„Verleihung der Goldenen 
Sterne der aktiven europäischen Bürgerschaft.“ Im Ser-
viceteil findet der Leser Hinweise zu aktuellen Wettbe-
werben und Veranstaltungen. Die Mitgliederzeitschrift 
der Deutschen Sektion des Rates der Gemeinden und 
Regionen Europas (RGRE) erscheint sechsmal pro Jahr 
als PDF-Version.

Anmeldung für den E-Mail Verteiler unter 
doerthe.sondermann@staedtetag.de
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Wann Was Wo Weitere Infos

EU-Kommission unterwegs

4.-5.3.2010 EU-Kommissionsvizepräsident Antonio Tajani, zuständig für Industrie und Unternehmen, 
in Berlin 

1.3.2010
11.00-13.00 Uhr

2.3.2010
9.30-12.30 Uhr

2.3.2010
18.45 Uhr

3.3.2010
18.00 Uhr

4.3.2010
9.00 Uhr

4.3.2010
11.00 Uhr

4.3.2010
15.30 Uhr

5.3.2010
15.00 Uhr

5.-6.3.2010

5.-6.3.2010

8.3.2010
9.00 Uhr

www.europaeische-
bewegung.de

Anmeldung unter 
tania.vladimirska@
paueducation.com

Anmeldung unter 
bruessel@dgb-europa.eu

www.politische-
bildung-rlp.de

www.europe-direct-
osnabrueck.de

Anmeldung unter 
030-89 59 51-0
oder eab@eab-berlin.eu

www.steinbeis-europa.de/
event.botschafterin.html

www.fes.de

www.hungaricum.de

www.eash.de/index.
php?id=15

www.bayreuth.ihk.de

	
EU-Analyse „EU-Karriere – Neue Auswahlver-
fahren 2010“ Veranstalter: Netzwerk Europäische 
Bewegung, Vertretung der EU-Kommission in Bonn

Zeremonie „Unterzeichnung der Europäischen 
Charta für Straßenverkehrssicherheit“ Veran-
stalter: u.a. Vertretung der Europäischen Kommission 

Vortrag „Vorschläge für eine Neuordnung der 
Finanzmärkte“ 
Veranstalter: DGB

Podiumsdiskussion „Konzepte für eine multikul-
turelle Einwanderungsgesellschaft: Europa und 
die USA“ 
Veranstalter: Landeszentrentrale für politische Bildung

Informationsmesse „WIR AG für Schülerfirmen“ 
Veranstalter: Pressestelle des Landkreises Osnabrück

Vortrag „Die Donau – Lebensader Europas“ von 
Emilia Mueller, Bayerische Staatsministerin für Bundes- 
und Europaangelegenheiten
Veranstalter: Europäische Akademie und Hanns-
Seidel-Stiftung

Auftaktveranstaltung „Deutschlandweites Botschaf-
terinnen-Netzwerk“ Veranstalter: EU-Kommission, 
Bundesministerium für Bildung und Forschung, Stein-
beis-Europa-Zentrum

Europapolitischer Gesprächskreis „Die Umsetzung 
der EU-Dienstleistungsrichtlinie in nationales 
Recht: Eine Herausforderung für Politik und 
Verbände“ Veranstalter: Friedrich-Ebert-Stiftung

Chancen OST „Chancen- und Krisenraum 
Ostmitteleuropa. Konferenz & Planspiel“ 
Veranstalter: Collegium Hungaricum Berlin

Seminar „Europa: Der Lissabon-Vertrag und 
die Folgen“ Veranstalter: Europäische Akademie 
Schleswig-Holstein

Seminar „Zoll- und Außenwirtschaftsrecht im 
Im- und Export“ 
Veranstalter: IHK Bayreuth

EU-Kommission
Bertha-von-Suttner-Platz 2-4
53111 Bonn

Europäisches Haus
Unter den Linden 78
10117 Berlin

DGB-Verbindungsbüro 
Avenue de Tervuren 15
B-1040 Brüssel

Rathaus Mainz 
Jockel-Fuchs-Platz 1
55116 Mainz

Kreishaus Osnabrück
Am Schölerberg 1
49082 Osnabrück

Vertretung des Freistaates
Bayern beim Bund
Behrenstraße 21/22
10117 Berlin

Europäisches Haus
Unter den Linden 78
10117 Berlin

Herzogsburg
Obere Stadt 19
84130 Dingolfing

Collegium Hungaricum Berlin 
Dorotheenstraße 12
10117 Berlin

Europäische Akademie 
Akademieweg 6
24988 Oeversee

IHK-Bildungszentrum 
Friedrich-von-Schiller-Str. 2 a
95444 Bayreuth
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n Rom tauchten sie gemeinsam 
in das Thema „Nachhaltige 

Energien“ ein, bei einer „Energie-
Rallye“ in Berlin, hörten sie von 
Experten, wie mit den Weltres-
sourcen sinnvoller umzugehen 
wäre. Im niederländischen Heer-
len drehten sie Videos, um ihre 
Energiespar-Ideen vorzustellen. 
Das Handbuch dazu schrieben sie 
in England, wo sie ein Mitglied 
des Unterhauses zum Thema be-
fragen konnten. Das ist Europa 
im Unterricht, per Internet, über 
Skype und Telefon: Alle zusam-

men erfuhren viel über das All-
tagsleben anderer Länder, konnten 
Sprachkenntnisse vertiefen und 
lernten neue Perspektiven auf ge-
meinsame Probleme kennen.
	 Aus Eigenmitteln könnten 
Schulen das nicht, die EU hilft 
durch Förderprogramme. Weil Eu-
ropa nur zusammenwächst, wenn 
sich die Menschen kennenlernen, 
steckt die Kommission seit Jahr-
zehnten viel Geld in entsprechende 
Programme. Schulpartnerschaften 
sind das Herzstück von COMENI-
US. Die Schulen wählen das The-
ma selbst: Von „Jugendsprachen 
im elektronischen Raum“ über 
„Flucht, Verfolgung, Zwangsum-
siedlung“ bis hin zur „Vielfalt und 
Einheit literarischer Kleinformen 
in Europa“ reicht das Spektrum. 
Die EU schießt zwischen 8.000 
und 20.000 Euro zu – pauschal, 
das bedeutet: eine aufwändige 
Projektbürokratie gibt es nicht. 
Auch Lehrkräfte erhalten Impulse 
für ihre Arbeit; COMENIUS för-
dert Fortbildung und Aufenthalte 
als Assistenzlehrer in anderen EU-
Ländern.

n der Antragsrunde 2008 wurden 
576 Partnerschaften gefördert, 

die bis Ende Juli 2010 laufen. Auch 
die Anträge für 2010 und 2011 sind 
schon gestellt. Manche Schule be-
wirbt sich immer wieder. „Wissen-
schaftliche Studien, die das Pro-
gramm untersucht haben, belegen, 
dass Comenius eine europäische 

Erfolgsgeschichte ist“, so Brigitte 
Eitze-Schütz, Leiterin des Pädago-
gischen Austauschdienstes (PAD) 
der Kultusministerkonferenz, der 
als Nationale Agentur für Come-
nius fungiert. Eine Studie zeigt: 
Europäische Schulpartnerschaften 
steigern den Lernerfolg, schaffen 
eine bessere Lehr- und Lernumge-
bung, fördern das Fremdsprachen-
lernen und das interkulturelle Ver-
ständnis. 

aneben fördert COMENI-
US übergreifende Projekte: 

etwa das Europäische Jugendpar-
lament, an dessen Beratungen im 
April in Tromsø 220 Schülerinnen 
und Schüler aus ganz Europa teil-
nehmen, oder einen europäischen 
Fachkongress der Staatlichen 
Schule für Kranke in München, 
der das Lernen für chronisch kran-
ke Kinder weiterentwickeln soll. 
Die Pädagogische Hochschule 
Freiburg sucht in einem Projekt 
nach Lehrstrategien, die eine 
nachhaltige EU-Identität entste-
hen lassen können. Um die geht es 
letztlich bei allen COMENIUS-, 
ERASMUS-, LEONARDO- und 
GRUNDTVIG-Aktivitäten. (mb)

Ë	www.kmk-pad.org/comenius

Zwei Jahre lang arbeiteten Partnerschulen aus Berlin, Rom, Heerlen (Niederlande) und Canvey 
Island (UK) zusammen. Für die 15- bis 16-jährigen Jungen und Mädchen der vier Schulen hatte 
das ganz praktische Folgen. 

I

COMENIUS-Schulpartnerschaften

Von Rom über Berlin 
nach Canvey Island

PANORAMA

I

D

Der Computerbildschirm  – 
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